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Zur Competenzfrage hinſichtlich der Judicatur in 
Meldungsvorſchrifts⸗Alebertretungen. 
Von Dr. Volkar, Bezirkshauptmann. 


Unter dieſem Titel ſind in den Nummern 3, 4, 5, 7 und 22 
des XI. Jahrganges (1878) dieſer Zeitſchrift Abhandlungen erſchienen, 
welche die Beleuchtung der Competenzconflicte hinſichtlich der Strafamts⸗ 
handlungen über Meldungsvorſchrift⸗Uebertretungen anläßlich der Ein⸗ 
führung der due e Se Mai 10 5 In 119 5 

um Gegenſtande hatten. Hiebei iſt man zu dem richtigen Reſultate 
ela malches bereits im erſten Aufſatze niedergelegt iſt, und wonach 
einerſeits: die Judicatur über im § 320, lit. a bis d St.⸗G. vor⸗ 
geſehene Uebertretungen — nämlich die Beſtrafung der Nichtmeldung von 
Veränderungen in Wohnungsbeſtand- und Afterbeſtandnehmern, von 
Bettgehern, von in Gaſthäuſern über Nacht aufgenommenen Fremden, 
ferners der Perſonenaufnahme über Nacht in Schankhäuſern, welche 
keine Berechtigung zur e e 1 . 0 En En 
Dr Jahre 1873 wieder den Bezirksgerichten zugewieſen 
. 100 viele andere Uebertretungsfälle in Meldungs⸗ 
ſachen conſtatirt wurden, welche in der Miniſterial⸗Verordnung vom 
15. Februar 1857, Nr. 33 R.⸗G.⸗Bl., einzeln angeführt find, deren 
Unterſuchung und Beſtrafung jedoch in Orten, in welchen ſich Polizei⸗ 
behörden befinden, der Strafcompetenz dieſer, und in Orten, in 
10 ſich Polizeibehörden nicht fe d 
er politiſchen Behör emäß dieſer Miniſterial-Verordnung, ſowie 
jener 9 Re 1 51 . G. -l. unterliegt. 

In dem in Nummer 7 der Zeitſchrift enthaltenen Aufſatze des 
Grafen Leo Küenburg wurde gegen das eben dargeſtellte Reſultat 
darauf hingewieſen, daß hinſichtlich der Beſtrafung derjenigen Ueber⸗ 
tretungen von Meldungsvorſchriften, welche in dem § 320 St.⸗G. 
nicht vorgeſehen ſind, bei den meiſten Bezirkshauptmannſchaften 
Böhmens die Praxis gebräuchlich iſt, wornach die „autonome 
Gemeinde“ zur Judicatur dieſes Theiles der Meldungsvorſchrifts⸗ 
Uebertretungen, wie überhaupt zur Handhabung des Meldungsweſens 
in Orten, in welchen ſich keine Polizeibehörden befinden, berufen iſt. 


Zur Begründung dieſer Meinung wurde die nach dem Ins— 
lebentreten der auf Grund des Geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 
R.⸗G.⸗Bl., im Wege der Landtage der verſchiedenen Länder ein⸗ 
geführten neuen Gemeindeordnungen (für Böhmen jene von 16. April 
1864) an ſämmtliche Bezirksämter Böhmens erlaſſene Statthalterei⸗ 
Verordnung vom 4. Jänner 1865, 3. 1302, angeführt, welcher zu⸗ 
folge in entſprechender Anwendung der $$ 28 und 59 der Gemeinde⸗ 
ordnung für Böhmen die Handhabung der Vorſchriften über das 
Meldungsweſen (ſammt jenen über Ertheilung von Tanzmuſik⸗ 
Licenzen, der Dienſtboten-Ordnung und bezüglich der Polizeiſtunde) 
in den Wirkungskreis der neuconſtituirten Gemeindevertretung fällt, 
und daß nach Zulaß des § 62 G.-O. auch die Strafamtshandlungen 
anläßlich der Uebertretungen der einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften 
uuter den in den bezogenen Paragraphen enthaltenen Bedingungen 
zu dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehören. Deß— 
gleichen erging von Seite der böhmiſchen Statthalterei gelegentlich 
der Mittheilung der Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes vom 
21. November 1874, 3. 8879, nach welcher in Gemäßheit des 
Artikel VIII der Strafproceß-Ordnung vom 23. Mai 1873 die Ur- 
theilsfällung in Uebertretungen des § 320 lit. a bis d St.- G. den 
Gerichten zuſteht, an alle Bezirkshauptmannſchaften Böhmens der 
Erlaß vom 12. März 1875, 3. 6982, laut welchem von dieſer 
oberſtgerichtlichen Entſcheidung auch ſämmtliche Gemeindeämter der 
unterſtehenden Bezirksbehörden zu verſtändigen waren, damit auch 
Seitens dieſer die durch jene Entſcheidung gezogenen Competenz⸗ 
grenzen bei Handhabung des Meldungsweſens und Beſtrafung der 
Uebertretungen gegen dasſelbe im autonomen Wirkungskreiſe 
ſtrenge eingehalten werden. 

Gegen dieſe Anſicht wurde von Dr. L. Preleuthner in der in 
Nummer 22 der Zeitſchrift enthaltenen Abhandlung vom Standpunkte 
der Gemeindeordnung für Niederöfterreich eingewendet, „daß in dem 
vom ſelbſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde handelnden $ 26 dieſer 
Gemeindeordnung, in welchem die Agenden dieſes Wirkungskreiſes 
aufgezählt ſind, die Handhabung des Meldungsweſens 
nicht ausdrücklich als eine Agende desſelben bezeichnet und ihre 
Subſumirung unter der Sorge für die Sicherheit der Perſon 
und des Eigenthums auch ſchwer thunlich iſt, da ja ſodann auch die 
Mehrzahl der übrigen aufgezählten polizeilichen Agenden, welche dem 
Geſammtbegriffe der Sorge für die Sicherheit der Perſon und des 
Eigenthums auch nicht ferner ſteht, als die Handhabung des Meldungs⸗ 
weſens, in dieſem Begriffe ſchon enthalten ſein und daher ihre Auf— 
zählung als überflüſſig erſcheinen müßte. Unter dieſen Umſtänden und 
nachdem die Beſtimmungen des § 26 der niederöſterreichiſchen Ge— 
meindeordnung, welcher mit dem Artikel V des Gemeindegeſetzes vom 
5. März 1862 wörtlich gleichlautet, in allen Gemeindeordnungen der 
einzelnen Kronländer! fich vorfinden, iſt es daher ſehr zweifelhaft, 
ob der durch die älteren Verordnungen feſtgeſetzten Strafcompetenz 


In der böhmiſchen Gemeindeordnung iſt es der § 28. 
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der politiſchen Bezirksbehörden durch 
ſächlich derogirt wurde“. a 3 F n 

Da die geſchilderte Praxis in Betreff der Handhabung des 
Meldungsweſens und der Strafcompetenz in Uebertretungen der 
Meldungsvorſchriften in Böhmen thatſächlich noch fortbeſteht, ſollen 
unter Hervorhebung der vollen Richkigkeit der von Dr. L. Preleuthner 
im obenangeführten Aufſatze geltend gemachten Einwendungen, gegen 
die Begründung dieſer Praxis noch nachſtehende Bedenken und Er— 
wägungen angeführt werden: 

Im 8 28 der böhmiſchen Gemeindeordnung findet ſich vom 
Meldungsweſen ebenſowenig, wie im Artikel V des Gemeindegrund— 
geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 R.⸗G.⸗ Bl., oder in den 
anderen auf Grund dieſes Geſetzes für die einzelnen Kronländer er— 
laſſenen Gemeindeordnungen; nach Abſatz 6 des § 28 iſt der Ge— 
meinde im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe lediglich die Geſinde- und 
Arbeiterpolizei, dann die Handhabung der Dienſtbotenordnung vor— 
behalten, inſoferne nämlich dieſe Gegenſtände das Intereſſe der Ge— 
meinde zunächſt berühren und innerhalb ihrer Grenzen beſorgt und 
durchgeführt werden können. 

Allein das Meldungsweſen muß in dem Umfange, wie es in der 
Miniſterial⸗-Verordnung vom 15. Februar 1857, Nr. 33 R.⸗G.⸗Bl., 
vorgeſchrieben erſcheint und durch die Erlaſſung der weiteren Mini- 
ſterial⸗Verordnung vom 2. April 1858, Nr. 51 R.⸗G.⸗Bl., hinſicht⸗ 
lich der Strafcompetenz aufgefaßt wurde, als einer der wichtigſten 
Gegenſtände des öffentlichen, geſammtſtaatlichen Sicherheits— 
dienſtes angeſehen und behandelt werden. 

Dieſe Annahme findet ihre Begründung ſchon in der provi— 
ſoriſchen Gemeindeordnung vom 17. März 1849, Nr. 170 R.⸗G.⸗ 
Bl., nach § 134 hatte der Bürgermeiſter insbefondere die Fremden⸗ 
polizei in dem ihm ſpeciell übertragenen Umfange zu 
handhaben. 

Nach Maßgabe der Beſtimmungen des kaiſerlichen Diplomes vom 
20. October 1860, Nr. 226 R.⸗G.⸗Bl., und der reſpectiven 88 18 
und 29 des Patentes vom 28. Februar 1861, Nr. 20 R.-G.⸗Bl., 
iſt das Fremdenweſen weder als Landesangelegenheit erklärt, noch 
ſind die Landtage berufen, darüber zu berathen und Anträge zu ſtellen. 

Aus eben dieſem Grunde iſt der Gegenſtand des Meldungs— 
(Fremden)weſens auch nicht in dem Geſetze vom 5. Maͤrz 1862, 
Nr. 18 R.⸗G. Bl., betreffend die grundſätzlichen Beſtimmungen zur 
Regelung des Gemeindeweſens behandelt (Artikel V und VI) und 
konnte folgerichtig überhaupt nicht in die auf Grund dieſes Geſetzes 
von den Landtagen der einzelnen Kronländer beſchloſſenen Gemeinde- 
ordnungen aufgenommen werden. 

Schließlich wurde durch das Staatsgrundgeſetz vom 21. De⸗ 
cember 1867, Nr. 141 R.⸗G.⸗Bl., betreffend die Reichsvertretung im 
§ 11, lit. g, die Geſetzgebung über Fremdenpolizei und das 
Paßweſen als eine in den Wirkungskreis des Reichsrathes fallende 
Angelegenheit erklärt. Die Thätigkeit der Gemeindevorſteher in dem 
Umfange, wie fie die Miniſterial⸗-Verordnung vom 15. Februar 1857 
im Zwecke der Handhabung der Meldungsvorſchriften anordnet, er⸗ 
ſcheint vom Standpunkte der heutigen diesbezüglichen Geſetzgebung 
lediglich als eine Mitwirkung für Zwecke der öffentlichen Ver⸗ 
waltung im übertragenen Wirkungskreiſe. 

Nach § 1 der obencitirten Miniſterial-Verordnung haben die 
politiſchen Landesſtellen in den Fällen, als die Vorſchriften derſelben 
in dem einen oder anderen Orte nicht genügen follen, das Meldungs— 
weſen mit Rückſichtnahme auf beſondere Localverhältniſſe, und zwar 
für Orte, in welchen ſich Polizeibehörden befinden, nach den Bes 
ſtimmungen der für Wien erfloſſenen Miniſterial-Verordnung vom 
16. Mai 1849, Nr. 250 R.⸗G.⸗Bl., einzurichten und die hiernach 
zu erlaſſenden Meldungsborſchriften zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen; in dieſer Anordnung kann jedoch eine Ermächtigung der 
böhmiſchen Statthalterei zur Uebertragung des ausſchließlich den 
politiſchen und Polizeibehörden zuſtehenden Strafrechtes in Meldungs⸗ 
ſachen an die Gemeinde-Strafſenate entſchieden nicht erblickt werden. 

Von den in den Miniſterial-Verordnungen vom 15. Februar 
1857, Nr. 33, und vom 2. April 1858, Nr. 51 R.⸗G.⸗Bl., hin⸗ 
ſichtlich der Straſcompetenz enthaltenen Anordnungen iſt mit Aus⸗ 
nahme des nach der Strafproceß-Ordnung vom 23. Mai 1873 in 
der Eingangs beſprochenen Weiſe alterirten Theiles durch kein Geſetz 


die Gemeindeordnungen that⸗ 


etwas außer Kraft geſetzt worden; eine allfällige Aenderung dieſer 


Miniſterfal⸗ Verordnungen, welche für das ganze Reich Geſetzeskraft 


haben, könnte nach dem oben Ausgeführten ebenfalls nur durch ein 
Reichsgeſetz erfolgen. 4 oe. u 

Die Wirkfamfeit. diefer Verordnungen muß ſomit hinſichtlich 
aller Uebertretungen der Meldungs⸗Vorſchriften, weile im § 320 
St.⸗G. nicht vorgeſehen find, auch bezüglich der Beſtimmungen über 
die ſo wichtige Strafcompetenz der politiſchen Verwaltungsbehörden, 
als in voller Kraft ſtehend angeſehen werden. 

In neuerer Zeit wird ſeitens der böhmiſchen Statthalterei auch 
eine Anſicht vertreten, durch welche die Strafcompetenz der Bezirks— 
gerichte in Gemäßheit der Beſtimmung des $ 320 lit. a bis d St.⸗G. 
bedeutend eingeſchränkt und jene der Gmeinden in den Orten, wo ſich 
keine Polizeibehörden befinden, erweitert werden ſoll; es wird nämlich 
folgendermaßen deducirt: 

„Eine nach § 320 lit. a bis d des Strafgeſetzes ſtrafbare 
Uebertretung der Meldungs-Vorſchriften ſeitens der Hauseigenthümer, 
Afterbeſtandnehmer und Gaſtwirthe kaun nach dem Eingange zu dieſem 
Paragraphe nur an denjenigen Orten, wo beſondere Vorſchriften 
in Beziehung auf die Bekanntgebung aller Einwohner und Fremden 
an die Sicherheitsbehörde beſtehen, begangen werden. 

Unter dieſen beſonderen Vorſchriften können nur die im 
§ 1 der Miniſterial-Verordnung vom 15. Februar 1857, Nr. 33 
R.⸗G.⸗ Bl., erwähnten Meldungsvorſchriften für Orte, in welchen ſich 
k. k. Polizeibehörden befinden, ſubſumirt werden, nicht aber auch die 
im zweiten Abſchnitte (§ 2—19) dieſer Miniſterial-Verordnung er⸗ 
laſſenen Vorſchriften über das Meldungsweſen in Orten, in welchen 
ſich k. k. Polizeibehörden nicht befinden, und haben letztere Vorſchriften 
den Charakter einer allgemeinen Vorſchrift.“ 

Dieſe einſchränkende Abgrenzung der gerichtlichen Competenz 
zur Unterſuchung und Beſtrafung der im 8 320 lit. a bis d St.-©. 
bezeichneten Uebertretungen der Meldungsvorſchriften kann weder vom 
Standpunkte der Miniſterial-Verordnung vom 15. Februar 1857, noch 
von jenem des allgemeinen Strafgeſetz-Buches für begründet angeſehen 
werden. 

Es ſei vor Allem bemerkt, daß dieſer Miniſterial-Verordnung 
die Eintheilung der Meldungsvorſchriften in beſondere und all— 
gemeine ganz unbekannt iſt; hierin werden nur Vorſchriften über 
das Meldungsweſen für Orte, in welchen ſich Polizeibehörden 
befinden (J. Abſchnitt der Verordnung) und für Orte, in welchen 
ſich Polizeibehörden nicht befinden (II. Abſchnitt) erlaſſen, be— 
ziehungsweiſe es wird hinſichtlich der Meldungsvorſchriften der erſten 
Art auf die mit der Miniſterial-Verordnung vom 16. Mai 1849, 
Nr. 250 R.⸗G.⸗Bl., für die Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
im abgeänderten und ergänzten Umfange kundgemachte Meldungs— 
vorſchriſt verwieſen. 

Nach der Beſtimmung des II. Abſchnittes der Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung (88 2—19) handhabt in Orten, in welchen ſich Polizei- 
behörden nicht befinden, das Meldungsweſen unter der Aufſicht 
und Leitung der politiſchen Bezirksbehörde der Ge⸗ 
meindevorſteher; inſoferne jedoch die unmittelbare Handhabung des 
Meldungsweſens durch die politiſche Bezirksbehörde an dem einen 
oder dem anderen Orte für nothwendig befunden werden ſollte, haben 
die Meldungen nicht an den Gemeindevorſteher, ſondern an die Bezirks— 
behörde zu geſchehen (§ 2). Dieſe und einige andere Abänderungen 
der Meldungsvorſchriften (in 88 3, 9, 12) ſind zuläſſig, allein ſie 
bleiben trotzdem allgemein verbindlich, und es bedarf keiner be— 
ſonderen Beſtimmung, damit die Wirkſamkeit derſelben in jedem 
Orte eingeführt werde. Dem Gemeinde-Vorſteher iſt keine Straf— 
competenz eingeräumt. 

Aber auch der Wortlaut des erſten Abſatzes des $ 320 St.-G. 
läßt nicht die Deutung zu, daß in Orten, in welchen feine beſon— 
deren Vorſchriften in Beziehung auf die Bekanntgebung aller Ein— 
wohner und Fremden an die Sicherheitsbehörde beſtehen, das Bezirks— 
gericht zur Strafamtshandlung in den darin angeführten Fällen der 
Uebertretungen der Meldungsvorſchriften nicht berufen wäre. Für die 
Richtigkeit dieſer Annahme ſpricht der § 78 des zweiten Theiles des 
Strafgeſetzes über ſchwere Polizeiübertretungen vom Jahre 1803, welcher 
denſelben Gegenſtand wie § 320 des jetzigen allgemeinen Strafgeſetzes 
behandelt. Der bezeichnete 8 78 beſtimmt im Eingange: „Da der 
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öffentlichen Aufficht eine genaue Kenntniß aller Einwohner und Fremden 
von größter Wichtigkeit ſein muß, ſo wird jede Nichtbefolgung der 
in dieſer Abſicht an jedem Orte insbeſondere beſtehenden 
Vorſchriften als eine ſchwere Polizeiübertretung betrachtet und 
beſtraft!“ Hieraus kann mit Sicherheit gefolgert werden, daß in der 
geſetzlichen Beſtimmung des Beſtandes einer Vorſchrift nur das Vor⸗ 
handenſein einer Meldungsvorſchrift überhaupt geſucht und vorausgeſetzt 
werden kann. 

Der Anordnung des § 320 St.⸗G. hinſichtlich des Erforderniſſes 
des Beſtandes von beſonderen Vorſchriften über das Meldungs⸗ 
weſen kann für die Beurtheilung des Zutreffens der gerichtlichen 
Strafcompetenz kein anderer Sinn beigemeſſen werden, als den 
vielen ähnlichen Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes. So 
macht das Strafgeſetz die gerichtliche Competenz bei Uebertretung des 
§ 338, betreffend das Baden in Gewäſſern, § 380 betreffend die Auf- 
ſtellung von Warnungszeichen bei einem Baue, im $ 434 und folgenden 
in Betreff der Abwendung der Feuersgefahr, im 8 478 hinſichtlich der 
Satzungen und Taxordnungen für den Verkauf beſtimmter Waaren —- 
von der Vorausſetzung des Veſtandes beſonderer polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften abhängig. Hinſichtlich des Meldungsweſens ſoll nun die 
Miniſterial⸗Verordnung vom 15. Februar 1857, Nr. 33 R.⸗G.⸗Bl., 
welche für alle Kronländer erlaſſen worden iſt, als eine ſolche „beſondere“ 
Vorſchrift betrachtet werden. Es erſcheint geradezu widerſinnig, die 
fragliche Beſtimmung des erſten Abſatzes des 8 320 St. -G. rein 
wörtlich zu nehmen, denn da müßte jeder Ort eine eigene Meldungs— 
vorſchrift haben, damit die gerichtliche Competenz in den darin vor— 
geſehenen Fällen platzgreifen könnte. 

Die Anomalie, welche in Böhmen in der Handhabung des 
Meldungsweſens und insbeſondere der Judicatur in Uebertretungen der 
Meldungsvorſchriſten beſteht, läßt ſich, wie angedeutet wurde, vom 
geſetzlichen Standpunkte nicht begründen. Dieſer Zuſtand kann aber 
auch nicht als im Intereſſe der Sorge für die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit gelegen betrachtet werden; es kann wohl nicht opportun 
und zweckdienlich erſcheinen, wenn in einem Lande, in welchem die 
ſocialen, nationalen und religiöſen Verhältniſſe zerrüttet ſind und ver— 
ſchiedene ſubverſive Elemente auftreten, die Handhabung der Meldungs— 
vorſchriften ganz in die Hände des Gemeindevorſtehers gelegt und die 
11 der Strafgewalt den Gemeindeſtrafſenaten anheimgeſtellt 
Wird. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Grundſatz, daß Perſonalzulagen der Staatsbeamten bei Er⸗ 
langung eines höheren Gehaltes nach Maß des höheren Gehaltes 
einzuziehen ſeien, gilt für alle Fälle der Erlangung eines höheren 
Gehaltes, daher auch bei generellen Gehaltserhöhungen, beztehungs⸗ 
weiſe Gehaltsregulirungen. Von der Behandlung nach dieſem Grund⸗ 
ſatze ſind auch ſolche Perſonalzulagen nicht ausgenommen, welche 
als Anerkennung für beſonders erſprießliche Dienſtleiſtung bewilligt 


worden ſind. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1899 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage de praes. 
25. Mai 1899, 3. 170/R.⸗G., des Herrn Dr. Daniel Wierzbicki, 
Adjuncten bei der k. k. Univerſitäts⸗Sternwarte in Krakau, durch den 
Advocaten Herrn Dr. Joſef Roſenblatt, gegen das k. k. Staatsärar, 
reſpective das Miniſterium für Cultus und Unterricht puneto Be⸗ 
laſſung der ihm gewährten Perſonalzulage von 500 fl., zu Recht 
erkannt: 

Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: In der Klage wird Folgendes ausgeführt: Mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 17. Auguſt 1872 wurde der niedrigſte 
Gehalt eines Adjuncten bei der Sternwarte der k. k. Jagelloniſchen 
Univerſität in Krakau mit jährlichen 1000 fl. und fünf Quinquennal⸗ 
zulagen à 200 fl. jährlich feſtgeſetzt, wovon der Kläger mittels Be- 
ſcheid des akademiſchen Senates der genannten Univerſität vom 10. No⸗ 
vember 1872, 3. 1127, verſtändigt worden ift. Mittels Beſchluß der 
k. k. Statthalterei in Lemberg vom 31. Juli 1873, 3. 37.711, 
wurde er verſtändigt, daß auf Grund des Geſetzes vom 15. April 
1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, der Miniſter für Cultus und Unterricht 
verfügt hat, daß die Stelle eines jeweiligen Adjuncten der Krakauer 


Univerſitäts⸗Sternwarte in die IX. Rangsclaſſe der Staatsbeamten 
eingereiht werde und wurde ihm zugleich vom 1. Juli 1873 an⸗ 
gefangen ein fixer Gehalt im Betrage von 1100 fl., ſowie eine Activi⸗ 
tätszulage von jährlichen 300 fl. zuerkannt. Mit Beſchluß des k. k. 
Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 14. Mai 1882, Z. 7461, 
wurde er verſtändigt, daß Se. k. u. k. Apoſtol. Majeſtät mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 6. Mai 1882 ihm „in Anerkennung ſeiner 
beſonders erſprießlichen Dienſtleiſtung“ eine Perſonalzulage von jährlich 
500 fl. a. g. zu bewilligen geruht hatte und mit Beſchluß der k. k. 
Statthalterei in Lemberg vom 24. Juni 1891, 3. 45.875, wurde 
er verſtändigt, daß laut Erlaſſes des Miniſters für Cultus und Unter- 
richt vom 7. Juni 1891, 3. 11.297, Se. k. u. k. Apoſtol. Majeſtät 
mit Allerhöchſter Entſchließung vom 28. Mai 1891 zu bewilligen 
geruht haben, daß ihm die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
6. Mai 1882 gewährte Perſonalzulage von 500 fl., im Falle 
ſeiner Peuſionirung ungeſchmälert bleibe. Sein Beamtengehalt be— 
trug daher ſeit dem Jahre 1895 incluſive der Quinquennal— 
zulagen 2000 fl. jährlich. Nun erſchien das Geſetz vom 19. September 
1898 und iſt kraft dieſes Geſetzes ſein jährliches Gehalt, wie der aller 
Beamten der IX. Rangsclaſſe, auf 1600 fl. erhöht worden; gleichzeitig 
wurde ihm jedoch die obgenannte Perſonalzulage von 500 fl. auf 200 fl. 
jährlich reducirt, wovon er mittels Beſcheides der k. k. Statthalterei in 
Lemberg vom 31. October 1898, Z. 91.521, in Kenntniß geſetzt worden 
iſt. Gegen dieſen Beſcheid überreichte er eine Vorſtellung an das 
k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht mit Hinweis darauf, 
daß doch die ihm von Sr. Majeſtät gnadenweiſe verliehene Perfonal— 
zulage im Betrage von 500 fl. ungeſchmälert bleiben jollte; doch 
wurde dieſe Vorſtellung mittels Zuſchrift des genannten Miniſteriums 
vom 18. Februar 1899, 3. 3428, nicht berückſichtigt, wovon er 
mittels Beſcheides der k. k. Statthalterei in Lemberg vom 27. März 
1899, 3. 23.537, verſtändigt worden iſt. 

Dagegen wird bei dem k. k. Reichsgerichte Klage geführt: 
Gnadenweiſe in Berückſichtigung beſonders erſprießlicher Thätigkeit 
eines Beamten von Sr. Majeftät dem Kaiſer gewährte Perſonal— 
zulagen können durch das Geſetz vom 19. September 1898 nicht be— 
rührt werden und Perſonalzulagen, welche laut Allerhöchſter Ver— 
ordnung im Falle der Penſionirung ungeſchmälert zu bleiben haben, 
dürfen conſequenterweiſe auch während der Dienſtzeit eines Beamten 
nicht geſchmälert werden. Die wegen beſonders erſprießlicher Thätig— 
keit gnadenweiſe gewährte Perſonalzulage iſt einerſeits als Recompen— 
ſation für bereits geleiſtete Dienſte und andererſeits als eine An— 
ſpornung zur Entwicklung weiterer Thätigkeit in demſelben Maße an— 
zuſehen, hat alſo außer rein materieller eine nicht zu unterſchätzende 
moraliſche Bedeutung, indem es eine gewiſſe Auszeichnung für den 
Betreffenden bildet. Eine ſolche Auszeichnung kann aber nur dann 
rückgängig gemacht werden, wenn ſich der Ausgezeichnete derſelben un⸗ 
würdig erweiſt. Artikel IV des Geſetzes vom 19. September 1898 
kann auf Perſonalzulagen, welche von Sr. Majeſtät gnadenweiſe 
„wegen beſonders erſprießlicher Thätigkeit“ einem Beamten verliehen 
worden find, keine Anwendung finden, weil fie als Privileg zu be= 
trachten find. Diesfalls kann aber von einer Anwendung des Geſetzes 
vom 19. September 1898 (Artikel IV) auch deßhalb nicht die Rede 
fein, als mit Allerhöchſter Entſchließung vom 28. Mai 1891 von 
Sr. Majeſtät bewilligt worden iſt, daß die Perſonalzulage im Be— 
trage von 500 fl. auch im Falle der Penſionirung dem Kläger un⸗ 
geſchmälert zu belaſſen iſt. Wenn nämlich die Anſicht der k. k. Statt⸗ 
halterei iu Lemberg, ſowie des k. k. Miniſteriums für Cultus und 
Unterricht richtig wäre, ſo wäre die nächſte Conſequenz hievon, daß 
der Kläger im Falle ſeiner Penſionirung einen größeren Gehalt be— 
ziehen würde, als während ſeiner activen Amtsthätigkeit, da doch die 
oberwähnte Allerhöchſte Entſchließung vom 28. Mai 1891 abſolut 
durch das Geſetz vom 19. September 1898 nicht berührt worden iſt 
und nicht rückgängig gemacht werden kann. Es ſei ſchließlich noch 
bemerkt, daß die Beſtimmung des Artikels IV des Geſetzes vom 
19. September 1898 auch noch aus dem Grunde auf den vorliegenden 
Fall keine Anwendung hat, da daſelbſt von einer Vorrückung in eine 
höhere Gehaltsſtufe die Rede iſt, während der Kläger keineswegs 
in eine höhere Gehaltsſtufe vorgerückt iſt, ſondern nur infolge der 
geſetzlich erfolgten Gehaltsregulirung einen höheren Gehalt beziehen 


wird. 


Das Petit lautet auf Erkenntniß: 1. Das geklagte k. k. Staats⸗Aerar, 
reſpective das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht in Wien 
ſei ſchuldig anzuerkennen, daß dem Kläger die ihm mit Allerhöchſter 
Entſchließung Seiner Majeſtät vom 28. Mai 1891 (3. 45.875 des 
Intim. der k. k. Statthalterei in Lemberg) gewährte Perſonalzulage 
von 500 fl. jährlich, trotz der mit Geſetz vom 19. September 1898, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, erfolgten Gehaltsregulirung neben dem gegen— 
wärtigen Gehalt der IX. Rangscaſſe von 1600 fl. jährlich mit 
Activitätszulagen ungeſchmälert gebühre und der Kläger berechtigt ſei, 
dieſelbe ungeſchmälert weiter zu beziehen. 2. Das gekkagte k. k. Staats⸗ 
Aerar, reſpective das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht ſei 
ſchuldig, dem Kläger die ganze Perſonalzulage per 500 fl. jährlich 
ungeſchmälert zu zahlen, reſpective zur Auszahlung anzuweiſen; und 
zwar vom 1. October 1898 angefangen, bei ſonſtiger Executions⸗ 
ſtrenge. 3. Das geklagte k. k. Staats-Aerar ſei ſchuldig, dem Kläger 
die Koſten dieſes Verfahrens binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution 
zu bezahlen. 

Die Gegenſchrift macht dagegen Nachfolgendes geltend: Als 
mit Allerhöchſter Entſchließung vom 28. Mai 1891 aus Gnade ge= 
ftattet wurde, daß dem Kläger in feiner Eigenſchaft als Sternwarte— 
Adjunct die ihm mit Allerhöchſter Entſchließung vom 6. Mai 1882 
gewährte Perſonalzulage jährlicher 500 fl. auch im Falle ſeiner 
Penſionirung ungeſchmälert belaſſen werde, lag dieſem Allerhöchſten 
Gnadenacte die Intention zu Grunde, dem genannten Sternwarte— 
Adjuncten, welcher bereits die höchſte Gehaltsſtufe der mit ſeiner 
Dienſtesſtelle verbundenen IX. Rangsclaſſe der Staatsbeamten erreicht 
hatte und nach der Art ſeiner Dienſtesſtelle von jedem Anvancement 
und einer hiedurch gegebenen Vorrückung in höhere ſyſtemmäßige Be— 
züge ausgeſchloſſen war, mit Rückſicht auf ſeine vieljährige und eifrige 
Dienſtleiſtung eine materielle Aufbeſſerung über das Ausmaß ſeiner 
damaligen ſyſtemmäßigen Bezüge, ſowohl für die Activität, wie auch 
für die Penſion zukommen zu laſſen. Auf den Fall einer etwaigen 
ſpäteren Erhöhung der ſyſtemmäßigen Bezüge ſeiner Rangsclaſſe durch 
eine allgemeine Gehaltsregulirung, wie ſie ſeither durchgeführt worden 
iſt, konnte damals ſelbſtverſtändlich in keiner Weiſe Bedacht genom— 
men werden; wohl aber hat die Frage, was mit den vor der Ge— 
haltsregulirung gewährten, wie immer gearteten Perſonalzulagen zu 
geſchehen hat, im Art. IV des Gehaltsregulirungs-Geſetzes vom 
19. September 1898, R.⸗-G.⸗Bl. Nr. 172, eine generelle und geſetz— 
liche Entſcheidung gefunden, der zufolge „Perſonalzulagen bei der Vor— 
rückung in den höheren Gehalt den beſtehenden Normen entſprechend 
zu vermindern, beziehungsweiſe einzuziehen find.“ Nach dieſen fohin 
ausdrücklich aufrecht erhaltenen älteren Normen, insbeſondere nach 
dem Hofkanzlei-Decrete vom 10. November 1824, Z. 43.875, ſind 
aber „Perſonalzulagen immer nach Maß, als der damit Betheilte 
in einen höheren Gehalt rückt, einzuziehen, wenngleich bei Verleihung 
der Perſonalzuloge nicht eigens dieſe ohnehin in den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften gegründete Beſchränkung in Hinſicht der Fortdauer des Be— 
zuges beigefügt worden iſt.“ Die Annahme des Klägers, daß unter 
„Vorrückung in den höheren Gehalt“ im Art. IV, Geſetz vom 
19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, die Quinquennal-, be⸗ 
ziehungsweiſe Quadriennal-Vorrückung zu verſtehen ſei, wird durch 
die nachſtehenden Gründe widerlegt: Mit „Vorrückung in einen 
höheren Gehalt“ wird im allgemeinen jede Gehaltserhöhung, welche 
nicht die Wirkung einer Beförderung iſt, daher ſowohl eine durch den 
Zeitablauf als eine durch Aenderung des Gehaltsſchemas herbeigeführte 
Aufbeſſerung der Bezüge bezeichnet. Daraus aber, daß Artikel IV 
citirten Geſetzes nicht von der Vorrückung in einen höheren Gehalt, 
ſondern von der Vorrückung in den höheren Gehalt handelt, iſt zu 
erkennen, daß dieſe Geſetzesſtelle ſich auf eine beſtimmte Gehalts⸗ 
erhöhung beziehe, und nach dem Zuſammenhange des ganzen Geſetzes 
kann kein Zweifel darüber obwalten, daß dies die durch die Gehalts⸗ 
regulirung bewirkte Erhöhung der Bezüge ſei. Dieſe übrigens auch 
aus dem Berichte der Budget-Commiſſion des Herrenhauſes über die 
bezügliche Regierungsvorlage (Beilage 682 zu den ſtenographiſchen 
Protokollen des Reichsrathes, XI. Seſſion, Seite 8) erhellende Auf- 
faſſung findet noch eine Unterſtützung in folgenden Erwägungen: Die 
Einziehung von Perſonalzulagen aus Anlaß von Quinquennal-Vor⸗ 
rückungen und Beförderungen iſt eine ſo häufige und hinſichtlich ihrer 


Rechtmäßigkeit ſo unbeſtrittene Maßregel, daß keine Veranlaſſang be— 
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ſtand, die ihr zu Grunde liegende Norm in einem Geſetze zu wieder— 
holen, welches nach ſeinem Titel und nach ſeiner ganzen Anordnung 
nur die Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 
15. April 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, und keineswegs eine Codification 
der die Bezüge des activen Staatsbeamten betreffenden Vorſchriften 
zum Gegenſtande hat. Hätte der Geſetzgeber aber wirklich die Abſicht 
gehabt, die im Hofkammerdeerete vom 10. November 1824, Z. 43875, 
enthaltenen Beſtimmungen neuerlich zu publiciren, ſo würde dies 
ſicherlich nicht in einer ſo mangelhaften Form geſchehen ſein, wie ſie 
der citirte Art. IV unter der angegebenen Vorausſetzung beſitzt, 
ſondern es würde doch zweifellos auf den ſo gewöhnlichen Fall der 
Einziehung von Perſonalzulagen anläßlich der Erlangung einer höheren 
Rangsclaſſe Bedacht genommen worden fein. Der Art. IV citirten 
Geſetzes bezweckt vielmehr gerade, jeden Zweifel darüber auszuſchließen, 
daß die durch dieſes Geſetz herbeigeführte Erhöhung der Gehalte die 
Einziehung, beziehungsweiſe Verminderung der Perſonalzulagen zur 
Folge habe. Eine ſolche Anordnung wurde — obwohl ſie bei dem 
Wortlaute des Hofkammerdecretes vom 10. November 1824 entbehrlich 
war, doch für zweckmäßig gehalten — weil auch das Gehalts— 
regulirungsgeſetz vom Jahre 1873 im § 5 der den Anhang des Ge— 
ſetzes bildenden Uebergangsbeſtimmungen eine gleichartige Anordnung 
enthalten hatte. Der Art. IV des citirten Geſetzes ſtellt ſich ſonach als eine 
Durchführungs⸗Vorſchrift dar, welche ſich ausdrücklich auf die älteren 
Normen beruft; die weſentlichſte derſelben, nämlich das citirte Hof— 
kanzleidecret, macht aber keinen Unterſchied, ob „die Vorrückung in 
einen höheren Gehalt“ im Wege des Avancements in eine höhere 
Rangsclaſſe oder aus einem anderen Anlaſſe, z. B. bei einer allge— 
meinen Gehaltsregulirung ſtattfindet, ſondern es erklärt einzig und 
allein den thatſächlichen Umſtand für maßgebend, daß der Beamte 
in einen höheren Gehalt vorgerückt iſt, das heißt, daß er 
nunmehr dasjenige, was er bisher ausnahmsweiſe als perſönliche Be— 
günſtigung bezogen hat, ſyſtemmäßig erhält. Das Petit lautet auf 
Abweiſung der Klage. 

Bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung entwickelte der 
Vertreter der Klage, daß der Kläger nach der Gehaltsſyſtemiſirung 
vom 17. Auguſt 1872 (für den Sternwarte-Adjuncten in Krakau) 
den Anſpruch auf einen Gehalt von 1000 Gulden und auf fünf Quin— 
quennalzulagen von je 200 fl. beſeſſen habe, ſo daß ſich der ſchließ— 
liche Geſammtbezug auf 2000 Gulden geſtellt hätte. Hierin habe ſich 
mit dem allgemeinen Gehaltsregulirungsgeſetze vom 15. April 1873 
inſoferne eine für den Kläger nachtheilige Aenderung vollzogen, als 
ihm nun der Gehalt der IX. Rangscaſſe mit 1100 Gulden, zwei 
Quinquennalzulagen von je 100 Gulden und der Activitätszulage von 
300 Gulden zugewieſen worden ſei, alſo ein ſchließlicher Geſammtbezug 
von nur 1600 Gulden. Zur Ausgleichung dieſes Nachtheils ſei dem 
Kläger mit Allerhöchſter Entſchließung vom 6. Mai 1882 eine Per⸗ 
ſonalzulage von 500 Gulden verliehen worden und eine zweite Aller⸗ 
höchſte Entſchließung vom 28. Mai 1891 habe verfügt, daß die dem 
Kläger in Anerkennung ſeiner beſonders erſprießlichen Dienſtleiſtung 
verliehene Perſonalzulage ihm auch im Falle der Penſionirung unge— 
ſchmälert verbleiben ſolle. Der Kläger habe ſonach vor der Gehalts— 
regulirung im Jahre 1898 an Gehalt 1300, an Activitätszulage 300, an 
den mittlerweile eingeführten Dienſtalterszulagen 200, an Perſonal— 
zulage 500, zuſammen 2300 Gulden bezogen; mit der neuen Ge— 
haltsregulirung habe man ihm angewieſen 1600 Gulden als den 
neuen Gehalt, 300 Gulden als Activitätszulage, 200 als Dienſt— 
alterszulagen, 200 als reducirte Perſonalzulage, ſonach zuſammen 
wieder 2300 Gulden. Der bedeutungsvolle Unterſchied gegen früher 
beſtehe aber darin, daß der Kläger jetzt / jenes Betrages, der ihm 
als Allerhöchſte Anerkennung zugekommen ſei, als einen normalmäßigen 
beziehe und ſonach in dieſer Allerhöchſten Anerkennung ſelbſt um drei 
Fünftel verkürzt ſei. Die Entſcheidung des Miniſteriums, welche die 
Perſonalzulage als durch die Gehaltsregulirung zum Theile abſorbirt 
erkläre, ſtütze ſich vorwaltend auf den Wortlaut des Geſetzes vom 
19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, wornach die Perſonalzu— 
lagen bei der Vorrückung in den höheren Gehalt zu reduciren ſeien, 
alſo bei der Anweiſung des nach dem Geſetze regulirten Gehaltes. 
Dieſe Workfaſſung unterſcheide ſich wohl von jener des Hofdecretes 
vom 10. November 1824, welches von der Vorrückung in einen 
höheren Gehalt ſpreche; entſcheidend ſei aber nicht dieſe Terminologie, 
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ſondern was „Vorrückung“ bedeute. Eine Vorrückung ſei nur eine 
ſolche Gehaltserhöhung, welche durch einen Individualact für den Be⸗ 
treffenden erfolge, nicht jene, welche ſich aus einem generellen Geſetze 
über die „Regelung der Bezüge“ ergebe. Zudem ſei die Wortfaſſung 
des in Rede ſtehenden Geſetzes noch immer keine ſo allgemeine als jene in 
den Parallelgeſetzen für Mittelſchulen und Lehrerbildungsanſtalten, welche 
die Einziehung bei „Erlangung höherer Bezüge“ anordnen. Inſoferne ſich 
das Miniſterium aber auf das Hofdecret von 1824 berufe, ſo ſei 
auch bei der dieſem Hofdecrete (im Punkte der „Vorrückung“) von 
dem Miniſterium gegebenen Auslegung zu bemerken, daß dieſes Hof- 
decret nur eine lex generalis darſtelle, wogegen die Allerhöchſte Ent- 
ſchließung, welche eine Perſonalzulage „für erſprießliche Dienſtleiſtung“ 
verleihe, beziehungsweiſe die Belaſſung derſelben im Penſionsfalle an⸗ 
ordne, als eine lex specialis erſcheine. Jedenfalls wäre in dubio 
contra fiscum zu entſcheiden. \ 

Der Vertreter des Miniſteriums für Cultus und Unterricht be= 
tonte, daß die Gegenſchrift im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſterium erſtattet worden ſei. Er gab wohl zu, daß der Charakter 
einer Perſonalzulage als Auszeichnung wegen beſonderer Dienſtleiſtung 
u. ſ. w. zu der Auffaſſung der Klagſeite führen könne, eine geſetzliche 
Baſis für dieſe Auffaſſung beſtehe aber nicht. Die einzige Norm in 
dieſer Richtung ſei das citirte Hofdecret von 1824, und nach dieſem 
erſcheine eine Perſonalzulage immer als ein temporärer Bezug, wenn 
nicht das Gegentheil ausdrücklich beſtimmt ſei. Eine Perſonalzulage ſei 
immer ſo weit einzuziehen, als der Betreffende in einen höheren Gehalt 
rücke; wie er rücke — durch Beförderung oder durch eine allgemeine 
Gehaltserhöhung, wie hier, wo man eine ſolche Vorrückung zur Zeit 
der Verleihung der Perſonalzulage gar nicht habe vorherſehen können 
— ſei gleichgiltig. Im vorliegenden Falle ſeien auch Billigfeits- 
momente nicht vorhanden, da der Kläger noch immer mehr beziehe 
als die ſyſtemiſirten Bezüge. 

Von Seite des Referenten wurde ſchließlich durch eine Frage 
an den Klagevertreter feſtgeſtellt, daß die Bezüge des Klägers vor 
der letzten Gehaltsregulirung in der Klage irrthümlich mit dem Ge— 
ſammtbetrage von 2000 Gulden beziffert worden ſeien und ſich that= 
ſächlich auf 2300 Gulden belaufen haben. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen ausgegangen: 

Die Frage, um die es ſich im vorliegenden Falle handelt, iſt 
die, ob Art. IV des Geſetzes vom 19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 172, auf die Perſonalzulage von 500 fl. Anwendung finde, welche 
dem Kläger durch Allerhöchſte Entſchließung vom 6. Mai 1882 in 
Anerkennung ſeiner beſonders erſprießlichen Dienſte bewilligt worden 
iſt und betreffs welcher dann eine ſpätere Allerhöchſte Entſchließung 
vom 28. Mai 1891 verfügt hat, daß ſie dem Kläger im Falle ſeiner 
Penſionirung „ungeſchmälert“ verbleiben ſolle. 

Das Reichsgericht muß dieſe Frage bejahen. 

Der Grundſatz, daß Perſonalzulagen bei Erlangung eines höheren 
Gehaltes nach Maß des höheren Gehaltes einzuziehen ſeien, iſt bereits 
in dem Decrete der vereinigten Hofkanzlei vom 28. Jänner 1806 
ausgeſprochen. Durch dieſes Hofdecret wird mit Bezugnahme auf die 
Hof⸗Verordnung vom 8. Auguſt 1805, durch welche den Profeſſoren 
an den Univerſitäten und Lyceen generell eine Gehaltserhöhung be— 
willigt worden iſt, beſtimmt, daß die bisherigen Perſonalzulagen der 
Profeſſoren von dem Zeitpunkte an, „wo fie zufolge dieſer Hof-Ver— 
odnung in den ihnen zugeſtandenen erhöhten Gehalt einrücken, wenn 
derſelbe ihrem dermaligen Gehalte mit Inbegriff der Zulage gleich— 
kommt oder ihn überſteigt, ganz aufhören, ſonſt aber pro rata, als 
der Gehalt gegen den vorigen erhöht worden iſt, vermindert werden 
müſſen.“ In dem Hofdecrete vom 10. November 1824 wird derſelbe 
Grundſatz, allerdings anläßlich eines beſonderen Falles, aber als 
künftige allgemeine Richtſchnur wieder ausgeſprochen und dahin 
formulirt, daß Perſonalzulagen „immer nach Maß, als der damit 
Betheilte in einen höheren Gehalt rückt, einzuziehen ſeien.“ 

Daß dieſer Grundſatz für alle Fälle der Erlangung eines höheren 
Gehaltes, nicht bloß für den Fall gelte, daß Jemand individuell einen 
höheren Gehalt erhält, oder nur in eine höhere Gehaltsſtufe vorrüdt 
u. ſ. w., kann bei Vergleichung dieſes Hofdecretes mit dem vorcitirten, 
insbeſondere auch mit der Hof-Verordnung vom 8. Auguſt 1805, 
keinem Zweifel unterliegen. 


Daß dieſer Grundſatz im Sinne des Hofdecretes vom 10. No- 
vember 1824 insbeſondere auch bei Gehaltsregulirungen plaßgreife, iſt 
daraus erſichtlich, daß dieſes Hofdecret dieſelben Ausdrücke gebraucht, 
welche das Hofdecret vom 28. Jänner 1806 anläßlich einer generellen, 
allerdings nur Profeſſoren betreffenden Gehaltserhöhung gebraucht hat. 

Daraus iſt erſichtlich, daß bereits lange vor der Gehaltsregu⸗ 
lirung des Jahres 1873 der Grundſatz in Geltung war, daß Perſonal— 
zulagen in allen Fällen (immer“, Hofdecret vom 28. November 1824) 
der Gehaltserhöhung nach Maß derſelben einzuziehen ſeien, ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit der Ausnahme, wenn bei Verleihung der Perſonal⸗ 
zulage eine beſondere Exemtion derſelben von dieſer Einziehung be— 
willigt worden iſt. 

Das Geſetz vom 15. April 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, hat 


| diefen längſt beftehenden Grundſatz in den § 5 feiner „Uebergangs— 


beſtimmungen“ aufgenommen und dadurch klar und deutlich aus⸗ 
geſprochen, daß er auch bei den durch dieſes Geſetz gewährten Ge— 
haltserhöhungen zur Anwendung zu lommen habe. Wenn das noch 
eines Beweiſes bedürfte, ſo liegt derſelbe darin, daß das Geſetz von 
dem Vorrücken in den höheren Gehalt ſpricht, worunter doch nur der 
durch dieſes Geſetz gewährte höhere Gehalt verſtanden werden kann. 
Den gleichen Vorgang hat endlich auch das im vorliegenden Falle 
maßgebende Geſetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 172, 
beobachtet, welches in dem Artikel IV gleichfalls die Beſtimmung auf- 
genommen hat, daß Perſonalzulagen bei der Vorrückung in den 
höheren Gehalt den beſtehenden Vorſchriften entſprechend zu ver— 
mindern, beziehungsweiſe einzuziehen ſeien. Der Paſſus: „den be— 
ſtehenden Vorſchriften entſprechend“ ſoll nur andeuten, daß das keine 
neue Beſtimmung, ſondern nur Wiederholung und Anerkennung eines 
bereits beſtehenden Grundſatzes ſei. Keinesfalls liegt darin irgend eine 
Einſchränkung, da wie früher gezeigt worden iſt, die zur Zeit des 
Eintrittes der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes, ebenſo des Geſetzes vom 
15. April 1873 beſtehenden Vorſchriften keine ſolche Einſchränkung 
kennen, namentlich auch nicht in der Richtung, daß dieſe Vorſchriften 
bei generellen Gehaltserhöhungen, beziehungsweiſe Gehaltsregulirungen 
keine Anwendung finden ſollen. 

Daß von dieſer Behandlung ſolche Perſonalzulagen ausgenommen 
ſeien, welche als Anerkennung für beſonders erſprießliche Dienſtleiſtung 
bewilligt worden find, vermag das k. k. Reichsgericht nicht anzu⸗ 
erkennen, da die citirten geſetzlichen Beſtimmungen eine ſolche Aus— 
nahme nicht ſtatuiren, ſondern ganz allgemein lauten, insbeſondere 
Perſonalzulagen, welche wegen beſonderer Verdienſte bewilligt worden 
ſind, von der Abſorbtion durch den höheren Gehalt nicht eximiren. 

Die Gehaltsregulirungsgeſetze des Jahres 1898, und zwar die 
Geſetze vom 19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 167, 173, 174, 
175, laſſen eine Exemtion von der Abſorbtion der Perſonalzulage 
durch den höheren Gehalt nur dann zu, wenn (was bereits oben an— 
gedeutet wurde) bei der Verleihung der Perſonalzulage beſondere Be— 
ſtimmungen, d. h. ſolche getroffen worden ſind, welche die Perſonal— 
zulage von der Minderung nach Maß des erlangten höheren Gehaltes 
befreien. Eine ſolche beſondere Beſtimmung, welche auch in den unter 
das Geſetz vom 19. September 1898, R.-G.⸗Bl. Nr. 172, zu ſub⸗ 
ſumirenden Fällen analogerweiſe für wirkſam erachtet werden müßte, 
liegt aber bei der dem Kläger bewilligten Perſonalzulage nicht vor. 
Namentlich kann ſelbe nicht in der Allerhöchſten Entſchließung vom 
28. Mai 1891 gefunden werden. 

Da nun der Kläger zur Zeit des Eintrittes der Wirkſamkeit 
des Geſetzes vom 19. September 1898, R.-G.⸗Bl. Nr. 172, nach 
dem Geſetze vom 15. April 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, die höchſte 
Gehaltsſtufe der IX. Rangsclaſſe erreicht hatte, ſo betrug der Gehalt 
damals (Ende September 1898) 1300 fl. ö. W. Zufolge des Ge— 
ſetzes vom 19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, erhielt er mit 
1. October 1898 einen Gehalt von 1600 fl. ö. W., alſo an Gehalt 
um 300 fl. mehr. Folgeweiſe mußte nach Vorſchrift des Artikels IV 
des Geſetzes dem 19. September 1898, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 172, feine 
Perſonalzulage von 500 fl. auf 300 fl. gemindert werden und konnte 
ihm die Perſonalzulage nur in dem reducirten Betrage von 200 fl. 
zugewieſen, reſpective belaſſen werden. 

Daraus iſt erſichtlich, daß das Begehren des Klägers geſetzlich 
nicht begründet iſt und muß dasſelbe daher abgewieſen werden. 

(Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes vom 5. Juli 1899, Z. 202.) 
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Notiz. 


(Competenz zur En tſcheidung von Streitigkeiten aus dem 
Arbeits: oder Lohnverhaltniſſe.) Das Miniſterium des Innern hat unterm 
4. Auguſt 1899, 3. 15.638, an alle politiſchen Landesbehörden den nachſtehenden 
Erlaß gerichtet: Mit dem h. o. Erlaſſe vom 16. April 1896, Z. 9280, wurden der 
Dil, im Einvernehmen mit den betheiligten Miniſterien die Geſichtspunkte 
bekannt gegeben, von welchen aus die politiſchen Behörden ihre Competenz in 
ſtrittigen Fragen der Benützung, beziehungsweiſe Räumung von Arbeiterwohnungen, 
ſoweit ſich dieſelben als Streitigkeiten aus dem Arbeits- oder Lohnverhältniſſe 
zwiſchen Gewerbeunternehmern, Forſt⸗ und Landwirthen und Bergwerksbeſitzern 
einerſeits und deren Hilfsarbeitern andererſeits darſtellen, zu beurtheilen haben. Die 
rechtlichen Grundlagen dieſes Erlaſſes haben mittlerweile durch die Geſetzgebung 
weſentliche Aenderungen erfahren. Was zunächſt die Streitigkeiten aus dem Arbeits-, 
Lehr⸗ und Lohnverhältniſſe zwiſchen Gewerbeinhabern und deren Hilfsarbeitern im 
Sinne des § 87 % der Gewerbeordnung betrifft, jo iſt durch das Geſetz vom 
27. November 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 218, mit der Wirkſamkeit vom 1. Juli 1898 
angefangen, die Competenz von den politiſchen Behörden theils an die zu errichtenden 
Gewerbegerichte, theils — wo ſolche nicht beſtehen — an die Bezirksgerichte über⸗ 
gegangen. Demgemäß hat auch in Anſehung gewerblicher Betriebe ſpeciell in den 
im citirten h. o. Erlaſſe näher bezeichneten Streitigkeiten über die Benützung oder 
Räumung von Arberterwohnungen jede Competenz der politiſchen Behörden aufgehört. 
Letzteres gilt auch von Streitigkeiten aus dem Lohnverhältniſſe zwiſchen Bergwerks⸗ 
beſitzern und deren Hilfsarbeitern, in Bezug auf welche im mehrerwähnten h. o. Erlaſſe 
bedeutet worden war, daß von den politiſchen Behörden „bis zur eventuellen aus: 
drücklichen geſetzlichen Regelung diefer Frage“ ihre Kompetenz im Sinne des reiche: 
gerichtlichen Erkenntniſſes vom 18. April 1893, Z. 134, wahrzunehmen und zu 
handhaben ift. Eine ſolche ausdrückliche geſetzliche Regelung erfolgte zunächſt durch 
§ 30 des Geſeies vom 14. Auguſt 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 156, wonach Streitigkeiten 
aus dem Lohn- und Arbeitsverhältniſſe, welche während deſſen Dauer oder längſtens 
30 Tage nach deſſen Aufhören angebracht werden, und ſoferne ſich der belangte 
Theil dem ſchiedsgerichtlichen Verfahren unterwirft, vor den genoſſenſchaftlichen 
Schiedsgerichten, in allen anderen Fällen aber vor den zuſtändigen ſtaatlichen Gerichten 
auszutragen find. Hiedurch hat die Competenz der politiſchen Behörden in Lohnſtreitig⸗ 
keiten rückſichtlich jener Bergwerksbetriebe aufgehört, die einem genoſſenſchaftlichen 
Verbande im Sinne des citirten Geſetzes angehören. Mit 1. Juli 1898, als dem 
Tage des Beginnes der Wirkſamkeit des Gewerbegerichtsgeſetzes, erloſch aber rück— 
ſichtlich aller Bergbauunternehmungen die politiſche Competenz in Lohnſtreitigkeiten. 
Nach § 2 des allgemeinen Verggeſetzes vom 23. Mai 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 146, 
finden unter der Vorausſetzung, daß dieſes Geſetz keine beſonderen Beſtimmungen 
enthält, alſo ſubſidiär, neben anderen dort genannten auch die Gewerbegeſetze auf 
Bergwerksangelegenheiten Anwendung. Demgemäß konnte allerdings, da das Berg⸗ 
geſetz über die in Rede ſtehende Com petenzfrage keine Verfügung triſſt, die ſucceſſive 
Anwendung der Beſtimmungen der Miniſterialverordnung vom 17. December 1856, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 224, des § 102 der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 und des 
§ 87 c der Gewerbegeſetznovelle vom Jahre 1885 die Grundlage der politiſchen 
Competenz in den in Rede ſtehenden Streitigkeiten bilden. Dagegen iſt es aber 
ebenſo in der Beſtimmung des § 2 des Berggeſetzes begründet, daß von dem Augen— 
blicke an, in welchem die Gewerbegeſetzgebung ſelbſt die Competenz der politiſchen 
Behörden nicht mehr anerkennt, dieſelbe umſomehr auch auf dem Gebiete des 
Bergweſens zu beſtehen aufhören und das bisherige exceptionelle Forum in dieſen 
privatrechtlichen Streitigkeiten dem ordentlichen richterlichen (§ 49, 3. 6 J. N.) 
weichen muß. Dieſe Vorausſetzung war mit dem Zeitpunkte gegeben, in welchem 
gemäß dem Geſetze vom 27. November 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 218, die Competenz 
der politiſchen Behörden in gewerblichen Lohnſtreitigkeiten an die Gewerbegerichte, 
beziehungsweiſe Bezirksgerichte übergegangen iſt, und erſcheinen die letzteren von 
dieſem Zeitpunkte an auch in Anſehung derjenigen Betriebe, auf welche § 30 des 
Geſetzes vom 14. Auguſt 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 156, keine Anwendung findet, zur 
Entſcheidung in Streitigkeiten aus dem Arbeits- oder Lohnverhältniſie der Berg: 
werksunternehmer und Bergarbeiter ausſchließlich berufen. Was endlich die Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Land- und Forſtwirthen und deren land- und forſtwirthſchaftlichen 
Hilſsarbeitern und Taglöhnern betrifft, jo bleiben die Ausführungen des mehr: 
erwähnten h. o. Erlaſſes Z. 9280, vom Jahre 1896 nach wie vor in Kraft, da die 
Miniſterialverordnung vom 15. März 1860, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 73, durch keines der 
mittlerweile ins Leben getretenen Geſetze berührt worden iſt, und dieſe Streitigkeiten 
ſomit auch in Hinkunft gemäß § 49, Z. 6 J. N. der Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte entzogen bleiben. Hievon wird die k. k.... nach gepflogenem Ein⸗ 
vernehmen mit den betheiligten Miniſterien aus Anlaß einer hieher geſtellten Anfrage 
zur eigenen Darnachachtung und entſprechenden Verſtändigung der Unterbehörden 
in Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe des Oberſten Rechnungshofes Joſef 
Schönig den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter-Directions-Adjuncten der Prager 
Statthalterei Franz Zenker den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directors 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär im Miniſterraths⸗Präſidium 
Dr. Zdzislaw Ritter v. Dzierzykraj-Morawski zum Sectionsrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberrechnungsrath Franz Reska zum Rechnungs⸗ 
director im Finanzminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Alois v. Zſitkowski in 
Dobromil anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 


Dem mit dem Titel eines Regierungsrathes bekleideten Vicedirector des 
Verſatzamtes in Wien Johann Bauer wurde anläßlich der Verfegung in den 
Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung bekannt gegeben. 

Se. Majeftät haben dem Oberrechnungsrathe im Handelsminiſterium Emil 
Bartuska anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Secretär Jakob Igl in Wien an: 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten der Polizei⸗ 
Direction in Wien Michael Wierer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirksſecretär Joſeph Skubitz in Pettau an⸗ 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanz⸗Obercommiſfäre Julian Pasſlawski, 
Baſil Tychowski, Johann Slezak, Miecislaus Czaderski, Auguſt Ritter 
von Niwinski, Maximilian Neumann, Anton Sottyjit und Julius Drak; 
ferner die Finanzſecretäre Roman Witoszynski, Michael Oſada und Dr. 
Johann Ritter von Skwarczynski zu Finanzräthen beim Bereich der galiziſchen 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath der General-Direction der 
Tabakregie Rudolf Müller zum Rechnungsrathe im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Joſef S vata, Heinrich 
Noväk, Joſef Frank, Johann Dobſch, Carl Miſchner, Franz Kafka, 
Franz Srämek, Alois Pulpan, Guſtav Modeſtin Alois Polanskp ſowie 
den Hauptſteueramts⸗Controlor Alois Hell und Joſef Bauſch zu Hauptſteuerein⸗ 
nehmern, den Steuereinnehmer Wenzel Houska, die Steueramts-Controlore 
Joſef Haniſch und Wenzel Jung zu Hauptſteueramts⸗Controloren bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzcommiſſäre Joſeph Madejewski, 
Ernſt Lang und Michael Rudnicki zu Finanzſecretären und die Finanz: 
commiſſäre Jakob Wachala, Ladislaus Kraſuski, Marian Dey man, Johann 
Matkowski, Joſeph Nawrocki, Felix Szeligiewiez, Joſeph Pieczonka, 
Dr. Jakob Homiez, Johann Trzaska, Ignaz Janaſinski, Guſtav Ritter 
von Nechay⸗Felseis, Michael Töpfer, Kaſimir Lityüskt, Theophil 
Czaban, Stanislaus Ritter von Kamienski, Kaſimir Jaroſiewicz, Franz 
NRadzikowski, Nikolaus Czerniawski, Victor Sheybal und Eduard 
Patryn zu Finanz⸗Obercommiſſären bei der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Leopold Bayer und den 
Haupfſteueramts⸗Controlor Friedrich Kiniger zu Hauptſteuer⸗Einnehmern, dann 
den Steueramts⸗Controlor Eduard von Feil zum Hauptſteueramts⸗Controlor bei 
der Finanz⸗Direction in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwache-Obercommiſſär II. Claſſe Guſtav 
Korb zum Finanz-Wache⸗Commiſſär J. Claſſe bei der Finanz⸗Direction in Trieſt 
ernannt. 


Erledigungen. 


1 Bezirkscommiſſärſtelle in der IX., eventuell 1 Landes regie⸗ 
rungs⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe in Krain bis 8. November 1899. 
(Amtsbl. Nr. 240.) 

1 Cafſacontrolorſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Salinenver⸗ 
waltung in Iſchl bis 9. November 1899. (Amtsbl. Nr. 240.) 1 

1 Ingenieurſtelle in der IX. und mehrere Bauadjunctenftellen in 
der X. Rangsclaſſe in Niederöſterreich bis 30. November 1899. (Amtsbl. Nr. 236.) 


N.⸗E. 4682. 


Coneurs-Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Vöhmen iſt die 


Stelle des Herretärs zu beletzen, 


mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. ö. W. und ſechs Dienſtalters-(Quin⸗ 
quennal-) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſtonsanſpruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden ift, 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch über die 
praktiſch⸗politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längſtens bis 15. November l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte ein⸗ 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache iſt erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorlaufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde-Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 1. Jänner 1900 zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krummau, am 19. September 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 29 und 30 der Erkenntniſſe finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


